
252 der Beilagen zu den stenographismen Protokollen des Nationalrates IX. GP. 

Bericht 
des Außenpolitischen Auss~husses 

über die Regierungsvorlage (232 der Bei­
lagen): Vertrag zwischen dem Heiligen Stuhl 
und der Republik österreich zur Regelung 

von vermögensrechtlichen Beziehungen. 

Art. 26 § 1 des Staatsvertrages, betreffend die 
Wiederherstellung e~nes uiliabhängigen und 
demokratischen österreich, BGBl. Nr. 152/1955, 
begründet einen Rechtsanspruch der gesetzlich 
anerkannten KircheIlI und ihrer einzelnen Ein­
richtungen auf Wiedergutmachung ihrer Verluste 
von Vermögenschaften, die während der Be­
setzung Osterreichs durch das Deutsche Reich, 
insbesondere auf Grund des § 5 des Kirchen­
beitragsgesetzes, Gesetzblatt für das Land Öster­
reich Nr. 543/1939, und der zu d1iesern Gesetz 
ergangenen Durchführungsverordnungen einge­
treten sind. 

Im Bundesgesetz vom 20. Dezember 1955, 
BGB1. Nr. 269, womit Bestimmungen zur Durch­
führung des Art. 26 des Staatsvertrages, BGBl. 
Nr. 152/1955, hinsichtlich kirchlicher Ver­
mögensrechte getroffen werdeIli, in der Fassung 
der Bund~sgesetze BGBl. Nr. 270/1956, BGBl. 
Nr. 258/1957, BGBl. Nr. 294/1958 und BGBl. 
Nr. 300/1959 wird, um einen Verfall der ange­
führten Ansprüche . im Sinne des Art. 26 § 2 
des Staatsvertrages zu vermeiden, Vorsorge für 
eine fristgemäß,e Sicherung dieser Ansprüche ge­
troffen, die endgültige Entscheidung über die 
Art der Wiedergutmachung jt>doch einem be­
sonderen Bundesgesetz vorbehalten. 

In den letztzitierten NovJellen BGBJ'. Nr. 
294/1958 und BGBl. Nr. 300/1959 wurden 
außerdem für die Jahre 1958, 1959 und 1960 
finanzielle Uberbrückungsmaßnahmen normiert, 
um zu verhindern, daß den Kirchen bis z,ur 
angekündigten Gesamtlösung weitere finanzielle 
Nachteile erwachsen. 

Im Sinne -ler im § 2 des bezogenen Bundes­
g,esetzes vom 20. Dezember 1955, BGB1. Nr. 269, 
angekündigten gesetzlichen Regelung, betreffend 
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die endgültigen Lösungen des Entschädigungs­
anspruches, hat die Bundesregierung dem 
HeHigen Stuhl mit Note vom 23. Dezember 1957 
bekanntgegehen, daß sie bereit sei, über jene 
Rechtsgebiete, in denen die bei Abgabe der Er­
klärung in Geltung gestandene Rechtsordnung 
mit d~n Bestim~1Ungen des Konkordates 
zwischen dem Heiligen Stuhl und der Republik 
Osterrei:ch, BGBl. II Nr. 2/1934, im Wider­
spruch stand', in Verhandlungen über eine Neu­
ordnung einzutreten. Das Ergebnis dieser Ver­
handlungen ist das der Ausschußberatung zu­
grunde gdegene Vertragswerk. Im ,einzelnen 
wird auf ,di'e ausführlichen Erläuternden Bemer­
kungen zur Regierungsvorlage hingewiesen. 

Entsprechende Maßnahmen zur Regelung der 
Entschäd~gungsfrage auch im Verhältnis zu den 
anderen gesetzlich ailierkannten Religionsgemein­
schaften werden noch zu treffen sein. 

Der vorliegende Vertrag hat gesetzändernden 
Charakter und bedarf zu seiner innerstaatlichen 
Rechtswirksamkeit gemäß An. 50 des Bundes­
Verfassungsgesetzes in der Fassung von. 1929 der 
Genehmigung durch den Nationalrat. 

Der Außenpolitische Ausschuß hat die 
Regierungsvorlage in seiner SvtZUl)g am 
7. Juli 1960 in Verhandlung gezogen und nach 
einer Debatte, in ,der außer dem BeI'1ichterstatter 
die Abgeordnet'en Dr. G red I e r, Dr. Dipl.­
lng. Ludwig W eiß sowie Bundesminister für 
Unterricht Doktor D r i m m e I und Bundes­
minister für Auswärtige Angelegenheiten Doktor 
K re i s k Y datS Wort ergriffen, den ß'.eschluß 
gefaßt, dem Hohen Hause die Genehmigung 
dieses Vertrages zu empfehlen. 

Es wird somit der A n t rag gestellt, der 
Nationalrat wolle dem Vertrag zwischen dem 
Heiligen Stuhl und der Republik Osterreich 
zur Regelung von vermögensrechdichen Be­
ziehungen (232 der Beilagen) die verfassungs­
mäßige Genehmigung erteilen. 

Wien, 'am 7. Juli 1960 

Czernetz 
Obmann 
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